Deutscher Bundestag 
2 . Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3516 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Gesdiäftsordnung (Fragestunde) 
für die 212. Sitzung des Deutsdben Bundestages 
am 24. Mai 1957 


1. Abgeordneter 
Pusch 


2 . Abgeordneter 

Dr. Arndt 


Trifft es zu, daß Personen, die für Nachrich- 
tenorganisationen der Bundesrepublik arbei- 
ten, auf Veranlassung von Bundesbehörden 
Presseausweise erhielten? 

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß das Ansehen des Journalistenstandes 
durch solche Personen, die sich aufgrund 
willkürlich ausgegebener Presseausweise als 
Journalisten bezeichnen, in seinem Ansehen 
wiederholt geschädigt worden ist? 

Wie erklärt sich die in der Fragestunde der 
196. Sitzung am 28. Februar 1957 von der 
Bundesregierung erteilte Antwort, daß Auf- 
träge für deutsche Bauten im Ausland an freie 
A.rchitcktcn „stets'‘ nur „im Einvernehmen“ 
mit dem Bund Deutscher Architekten ver- 
geben würden und auch bei dem Pariser Auf- 
trag für den Herrn Architekten Multhaupt 
(Köln) so verfahren sei, angesichts der Tat- 
sache, daß weder die Bezirksgruppe Köln des 
Bundes Deutscher Architekten im Land 
Nordrhein-Westfalen noch die Hauptverwal- 
tung des Bundes Deutscher Ardiitekten in 
Frankfurt (Main) mit dieser Sache befaßt oder 
um ihr Einverständnis befragt worden sind? 

Zieht die Bundesregierung in Erwägung, dem 
Herrn Ardiitekten Multhaupt auch hinsicht- 
lich der v/eiteren in Paris notwendig werden- 
den Wohnungsbauten Aufträge zu erteilen? 

Welche Aufträge sind dem Herrn Architekten 
Multhaupt für Paris zugesagt oder in Aus- 
sidit gestellt worden, und an welchen Tagen 
ist dies geschehen? 


3. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


Wie gedenkt die Bundesregierung mit den 
Schwierigkeiten der Unterbringung der ver- 
heirateten Soldaten, Unteroffiziere und 
Offiziere fertigzuwealen, und welche 
Maßnahmen sind hierfür in Aussicht genom- 
men? 


I>TU(&: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 



4 , Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


5. Abgeordneter 
Dr. Budier 


6. Abgeordneter 
Kahn-Ackermann 


7. Abgeordneter 
Kahn- Ackermann 


8. Abgeordneter 

Sdimitt 

(Vockenhausen) 


9. Abgeordneter 

Josten 


Welche weiteren Schritte hat der Herr Bun- 
deswirtschaftsminister inzwischen unter- 
nommen, um den berechtigten Wünschen der 
deutschen Hochseefische, ci hinsichtlich der 
Belieferung mit ausreichender und qualitativ 
guter Kohle Rechnung zu tragen? 

Teilt die Bundesregierung die den Mitgliedern 
des Ausschusses für Rechtswesen und Verfas- 
sungsrecht in der Ausschußdrudksache Nr. 30 
vom 17. September 1956 übermittelte Auf- 
fassung der Verfassungsabteilung des Bundes- 
ministeriums des Innern, wonach der Bundes- 
gesetzgeber nicht befugt ist, die Dienstaufsicht 
über die Geridite der Länder einem bestimm- 
ten Ministerium zu übertragen? 

Trifft es zu, daß die Durchführung der deut- 
schen Förderungsmaßnahmen in wirtschaft- 
lich entwicklungsfähigen Ländern durch einen 
Mangel an geeigneten Sachkennern und ge- 
eigneten Kräften behindert wird? 

Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um Fachleute und geeignete Nach- 
wuchskräfte im erforderlichen Umfang für 
diese Aufgabe heranzubilden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Zahl der deutschen Studierenden an auslän- 
dischen Universitäten in den letzten vier Jah- 
ren um mehrere tausend auf fast die Hälfte 
zurückgegangen ist? 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Ent- 
wicklung hinsichtlich der überregionalen poli- 
tischen, kulturellen und wirtschaftlichen Auf- 
gaben der Bundesrepublik, und gedenkt die 
Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den 
Ländern unverzüglich wirksame Maßnahmen 
einzuleiten, um diese Entwidclung zu steu- 
ern? 

Wieviel Prozent der Studierenden sollten 
nach Auffassung der Bundesregierung ein 
längeres Auslandsstudium absolvieren? 

Ist der Herr Bundespostminister bereit, die 
vielfach als wenig zureichend angesehene Ge- 
staltung der Schmuckblätter für Glück- 
wunschtelegramme zu verbessern? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die weitere Verschmutzung des Rheins und 
seiner Nebenflüsse zu verhindern, nachdem 
die bis jetzt getroffenen Maßnahmen nicht 
genügen und die gesundheitliche Gefährdung 
weiter zunimmt? 
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10. Abgeordneter 
Held 


11. Abgeordnete 
Frau 

Sdianzenbadi 


12. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


13. Abgeordneter 
Ritzel 


14. Abgeordneter 
Ritzel 


15. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


Beabsichtigt die Bundesregierung noch 
Schritte zu unternehmen, um den durch die 
Mietpreisbewirtschaftung an Sachvermögen 
und Ertrag geschädigten Althausbesitz durch 
besondere Maßnahmen in die Lage zu ver- 
setzen, die notwendigen Reparaturen und 
Modernisierungsarbeiten durchzuführen, oder 
ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
bisher geplanten Mittel im Bundeshaushalt 
genügen, um den Althausbestand vor dem 
Verfall zu bewahren? 


Welclie Schritte hat die Bundesregierung auf- 
grund des Beschlusses des Deutschen Bundes- 
tages vom 22. März 1957 zur Einrichtung 
eines Autobusverkehrs zwischen Kehl und 
Straßburg unternommen? 


Welche Erfahrungen liegen bisher über die 
Auswirkungen der Rentenneuregelung in 
bezug auf Ausgabenminderungen in anderen 
Bereichen der sozialen Sicherung, z. B. Kriegs- 
opferversorgung, Lastenausgleich, öffentliche 
Fürsorge, vor? 


Sind die in Aussicht gestellten organisato- 
rischen Planungen und Maßnahmen für die 
Bestimmung der Blutgruppe und Erteilung 
eines Ausweises zum Schutze der Staatsbürger 
zu einem positiven Abschluß gelangt, und 
welche Vorschläge macht die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Kostendeckung? 


Laut Presseberichten hat ein Mitglied des 
Stadtrats von Gelnhausen erklärt, daß die 
Deutsche Bundespost es ablehne, sich an den 
Kosten für die Anbringung einer Gedenktafel 
an dem kürzlich restaurierten Geburtshaus 
des Erfinders des Telefons, Philipp Reis, in 
Gelnhausen zu beteiligen. 

Ich frage den Herrn Bundespostminister, ob 
diese Mitteilung den Tatsachen entspricht, 
und wenn dies der Fall sein sollte, ob er 
diese Haltung der Bundespost deckt. 


Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
kannt, daß Eisenbahner im Raume Bremer- 
haven im Durchschnitt dreier Woclien wö- 
chentlich 135 Stunden unterwegs waren, und 
billigt er derartig lange Ausbleibezeiten? 
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16. Abgeordneter 
Dr. Pohle 
(Düsseldorf) 


17. Abgeordneter 

Kahn-Ackermann 


18. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


19. Abgeordneter 
Pohle 

(Eckernförde) 


20. Abgeordneter 

Pohle 

(Eckernförde) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, im Zuge der jüngsten Aktivität des 
US-Senats hinsichtlich der Gesetzentwürfe, 
die das beschlagnahmte deutsche Vermögen 
zum Gegenstand haben, zur Verwirklichung 
der Entschließung des Deutsdien Bundestages 
vom 27. Feb’uar 1^55 — Umdruck 296 — 
und der seitens Herrn Staatssekretärs 

des Auswärtigen Amtes am 12. April 1956 
vor dem Bundestag ausgesprochenen Erwar- 
tungen nochmals bei der US-Regierung mit 
Nachdruck ihren Standpunkt einer gerechten, 
d. h. die Prinzipien der Unverletzlichkeit des 
privaten Eigentums beachtenden Lösung zu 
vertreten? 

In welchem Stadium befinden sich die Maß- 
nahmen zur Errichtung einer technischen 
Lehranstalt in Indien, deren Stiftung der 
indischen Regierung von der Bundesregierung 
zugesagt wurde? 

Zu welchem Zeitpunkt kann mit der Ein- 
weihung dieser technischen Lehranstalt ge- 
rechnet werden? 

ist es nach den Rentenneuregelungsgesetzen 
möglich, daß die Entrichtung weiterer Bei- 
trage zur Pflicht- oder freiwilligen Versiche- 
rung statt zu einer Erhöhung zu einer Ver- 
minderung des Rentenanspruchs führen 
kann? 

Sind dem Herrn Bundeswirtschaftsminister 
die Sorgen der Augenoptlker infolge der Ein- 
engung ihrer handwerklichen Tätigkeit in der 
Frage der Brillenglasbestimmung bekannt? 
Können die Augenoptiker mit der Unter- 
stützung des Herrn Bundeswirtsdiaftsmini- 
stcrs und der handwerklichen Abteilung sei- 
nes Ministeriums rechnen, wenn sie sich gegen 
die Einengung ihrer handwerklichen Tätig- 
keit wenden? 

Ist dem Herrn Bundesinnenminister das 
Urteil in der Verwaltungsstreitsache BVerwG 
IC 10.54 des Bundesverwaltungsgeridus vom 
24. Januar 1957 bekannt? Darf man damit 
rechnen, daß die Gesundheitsabteilung des 
Bundesinnenministeriums nach diesem Urteil 
die Anweisung erhält, ihre bisher ablehnende 
Haltung in der Frage der Prüfung bzw. Über- 
prüfung von Heilpraktikern in der Respek- 
tierung dieses höchstrichterlichen Urteils einer 
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Überprüfung zu unterziehen, nachdem das 
Bundesverwaltungsgericht in der Begründung 
seines Urteils folgendes ausführt: 

„Wenn der Beklagte behauptet, daß eine 
solche Prüfung heute nicht mehr durchführ- 
bar sei und die Aufhebung der Sperrklausel 
ihn vor eine unlösbare Aufgabe stellen würde, 
so vermag der Senat dem nicht beizupflich- 
ten. Dem Senat haben bereits verschiedentlich 
Protokolle solcher Prüfungen Vorgelegen. Es 
ist nicht einzusehen, weshalb die Gesundheits- 
ämter nicht mehr in der Lage sein sollten, 
derartige Aufgaben zu erfüllen? 


21. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, 

Pohle daß in den Kreisen der dienstunfähigen 

(Eckernförde) Arbeiter und Angestellten der ehemaligen 

Heeres- und Marineverwaltung nach der 
Neuordnung des Rechts der Rentenversiche- 
rung der Angestellten und Arbeiter eine 
große Enttäuschung über die volle Anrech- 
nung der Rentenerhöhung auf die bisher ge- 
währten Unterstützungen Platz gegriffen 
hat? Ist dem Herrn Bundesfinanzminister 

weiterhin bekannt, daß der Grundgedanke 
dieser Einrichtung seit ihrer Gründung im 
Jahre 1898 immer die Schaffung einer zusätz- 
lichen Altersversorgung für den betreffenden 
Personenkreis war? Ist der Herr Bundes- 
finanzminister bereit, diesem wohlerwogenen 
Gedanken einer zusätzlichen Altersversor- 
gung dadurch Rechnung zu tragen, daß er 
seinen Erlaß vom 16. August 1954 in den An- 
rechnungsbestimmungen durch einen neuen 
Erlaß mildert? 


22. Abgeordneter Sind dem Herrn Bundesverkehrsminister die 
Schmitt Gründe bekannt, warum die Fertigstellung 

(Vockenhausen) der zweiten Fahrbahn der B 54 zwischen 
Erbenheim und der Spatzenflinte sich immer 
wieder verzögert? 


23. Abgeordneter Treffen die Meldungen zu, daß das deutsche 
Bauer (Würzburg) Konsulat in der Avenue Jena in Paris pro Tag 
einen Besucherandrang von bis zu 860 Per- 
sonen — überwiegend Wiedergutmachungs- 
Gesuchsteller — zu bewältigen hat und daß 
vom Konsulatspersonal ein Drittel nur mit 
der Bearbeitung von Wiedergutmachungsan- 
liegen beschäftigt ist? 


5 



Ist die Bundesregierung bereit, durch Abstel- 
lung von Fachpersonal aus dem Wiedergut- 
machungssektor an das Konsulat Unterstüt- 
zung bei dem starken Arbeitsanfall zu leisten 
und damit auch den guten Willen für eine 
rasche Verbesdieidung der Geschädigten zu 
dokumentieren ? 


24. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
Bauer (Würzburg) rung die Erteilung von Einreise-Visen für 

sowjetrussische Filmkünstler zur deutschen 
Uraufführung eines in Cannes preisgekrönten 
und von der Filmbewertungsstelle der Län- 
der mit dem Prädikat „besonders wertvoll'* 
qualifizierten Films abgelehnt? 

Welches waren die Gründe für die Ablehnung 
eines Gastspiels des russischen Zirkus in der 
Bundesrepublik, der jetzt in Paris, London, 
Brüssel und Stockholm ga tiert hat? Glaubt 
die Bundesregierung, daß die Verweigerung 
von Einreise-Visen in derartigen Fällen ge- 
eignet ist, zu einer Verbesserung der diplo- 
matischen Beziehungen zwisdien beiden Staa- 
ten beizutragen und ein Verhandlungsklima 
zu bewirken, das den zahlreichen deutschen 
Anliegen an die UdSSR dienlich sein kann? 

25. Abgeordneter Halt es die Bundesregierung für zweckdien- 
Bauer (Würzburg) lieh, daß Herr Staatssekretär Globke bei An- 
lässen in Erscheinung tritt, die seine Person 
im Ausland ins Blickfeld der Öffentlichkeit 
rücken und damit unerfreuliche Angriffe 
veranlassen können, und was gedenkt sie zu 
tun, um so unfreundlichen Kommentaren wie 
unlängst in Montevideo von vornherein den 
Boden zu entziehen? 

Wie weit sind die von dem Herrn Bundes- 
postminister am 25. Oktober 1956 in der 
Fragestunde der 166. Sitzung auf meine da- 
malige Anfrage hin erwähnten Überlegungen 
gediehen, für die von Berlin abgehenden 
Ferngesprädie die Mindestgesprächsdauer von 
einer Minute anstelle der von drei Minuten 
einzuführen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den berech- 
tigten Forderungen der Ärztesdiaft auf Er- 
höhung der Mindestsätze der ärztlichen Ge- 
bührenordnung stattzugeben und so einer 
Gruppe der freien Berufe, die im Interesse 


26. Abgeordneter 
Hübner 


27. Abgeordnete 

Frau Dr, Ilk 
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28. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


29. Abgeordneter 
Maier (Freiburg) 


30. Abgeordneter 
Dr. Dr, Wetzel 


31. Abgeordneter 
Wieninger 


des Volksganzen wirkt und deren Einkom- 
men seit 1935 weit hinter dem der anderen 
Gruppen zurückgeblieben ist, die notwendige 
Hilfe zu gewähren? 

Welche der vom Herrn Bundesarbeitsminister in 
seiner Rede am 5. Mai 1957 angekündigten 
weiteren Verbesserungen der jetzt verab- 
schiedeten Rentengesetze werden gegenwär- 
tig im Bundesarbeitsministerium vorbereitet? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
evangelische Pfarrhaus in Tutschfelden in 
Baden zu zerfallen droht, weil Bundesstellen 
es ablehnen, einen Luftschutzstollen der ehe- 
maligen deutschen Wehrmacht zu beseitigen? 

Ist die Bundesregierung bereit, Mittel zur 
Verfügung zu stellen, um das durch polizei- 
liche Anordnung von Bewohnern geräumte 
Haus vor dem völligen Einsturz zu be- 
wahren? 

Billigt es die Bundesregierung, daß — der 
Dienstaufsicht des Bundesministers für Ver- 
teidigung unterstehende — Vorsitzende von 
Prüfungskammern für Kriegsdienstverwei- 
gerer den Antragsteller fragen, ob und wel- 
cher politischen Partei oder sonstigen Ver- 
einigungen er angehört? 

Was wird die Bundesregierung tun, um Fra- 
gen entgegen^uwirkcn, die mit den Grund- 
rechten der Vereinigungsfreiheit, der Frei- 
heit der politischen Parteibildung vnd der 
Glaubensfreiheit (Artikel 9, Artikel 21 i^bs. 1 
Satz 2 sowie Artikel 4 Abs. 1 in Verbindung 
mit Artikel 140 GG und Artikel 136 der 
Weimarer Reichsverfassung) unvereinbar 
sind? 

Billigt es die Bundesregierung, daß Antrag- 
steller durch Rückfragen der Kammern für 
Kriegsdienstverweigerer bei der früheren 
Schule, dem Arbeitgeber, der Gemeinde, df^r 
Polizei und bei anderen Stellen diskriminiert 
und in ihrem beruflichen Fortkommen ge- 
schädigt werden? 

Sieht der Herr Bundesverkehrsminister die 
Möglichkeit, die Bahnsteige des Münchener 
Hauptbahnhofs — wenn auch vorläufig nur 
behelfsmäßig — mit Schutzdächern versehen 
zu lassen, damit die Reisenden beim Warten 
auf einlaufende 2üge vor Regen und Schnee- 
fall geschützt sind? 
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32. Abgeordneter 
Dn Welskop 


33. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


34. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


Wann ist mit der Elektrifizierung der Köln- 
Mindener Strecke zwischen Duisburg über 
Wanne-Eickel und Dortmund zu rechnen, die 
insbesondere mit Rücksicht auf den starken 
Berufsverkehr besonders dringend ist, nach dem 
dem Vernehmen nach die Elektrifizierung der 
Eisenbahnstrecken von Düsseldorf über Essen 
nadi Hamm am 2. Juni 1957 mit dem In- 
krafttreten des Sommerfahrplans in Wirk- 
samkeit tritt? 

Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, 
daß der am 5. September 1909 in Quentin- 
sur-Iser geborene Commandant Paul Faure 
(4tes Marokkanisches Infanterie-Regiment in 
Villingen) strafrechtlich vor dem zuständigen 
Gericht zur Verantwortung gezogen wird, 
weil er am 19. August 1956 in Schwenningen 
(Neckar) Kreis Rottweil durch rücksichtsloses 
Überfahren eines Halt -Zeichens mit unver- 
mindert hoher Geschwindigkeit einen Ver- 
kehrsunfall verursachte, der durch den Tod 
von Irma Gutmann und Jakob Rehorn aus 
Schwenningen zwei Menschenleben vernich- 
tete? 

Hat bei einer Entscheidung des Bundesfinanz- 
hofs ein Richter mitgewirkt, der zuvor in der 
gleichen Rechtsmaterie, über die das Gericht 
zu entscheiden hatte, als Referent des Bun- 
desfinanzministeriums tätig und an der Ab- 
fassung der Richtlinien des Bundesfinanz- 
ministeriums für diese Steuermatcrie maß- 
geblidi beteiligt war? 

Welche Erklärung wird die Bundesregierung 
in dieser Sadie wegen der deswegen erhobe- 
nen Verfassungsbeschwerde abgeben? 

Fordert das Bunde sfinanzministerium, um 
sich Nachwuchs für die Finanzgerichts- 
barkeit zu sichern, in den Stellenaussdirei- 
bungen für die Anwärter des höheren Dien- 
stes, daß im voraus unbedingt und unbe- 
fristet die Bereitschaft erklärt wird, sich an 
das Finanzgeridit eines Landes übernehmen 
zu lassen? 


Bonn, den 17. Mai 1957 



